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Gestaltung der Maßnahmen zur Verhaltensänderung

Kriminologische Forschungsergebnisse und Erfahrungen aus 
der Persönlichkeits- und Kollektiventwicklung zeigen Wege 
und Methoden einer effektiven Einbindung integrationsge­
störter Bürger in den Arbeits- und Freizeitbereich auf. Dem 
Grad der Integrationsstörung entsprechen die unterschied­
lichen Organisationsformen kollektiver Arbeit: Normalkol­
lektiv, ausgewähltes Kollektiv, besondere Brigade. Die auf 
dieser Grundlage ausgewählten Arbeitsbeziehungen, -bedin- 
gungen und -inhalte tragen dazu bei, das Verhältnis von ge­
sellschaftlichen Anforderungen und subjektiven Vorausset­
zungen günstig zu gestalten und zu einer vorurteilsfreien, 
gleichberechtigten, verständnisvollen Kooperation und Kom­
munikation mit Orientierungsmöglichkeiten an gesellschaft­
lichen Werten und Maßstäben zu führen.

Der Erziehungsprozeß wird wesentlich von der Einheit 
zwischen Kollektiverziehung und individueller Einflußnahme 
getragen. Das Zusammenwirken von Kollektiverziehung be­
sonders durch die soziale Eingliederung in den Arbeitspro­
zeß und in den Freizeitbereich und von individueller Be­
treuung hat ein besonderes Gewicht für die Befähigung inte­
grationsgestörter Bürger zur selbständigen Bewältigung der 
Anforderungen an die tägliche Lebensführung und zur Ver­
richtung gesellschaftlich nützlicher Arbeit. Je unzureichender 
die Befähigung zum anforderungsgerechten Verhalten ist, 
desto größere Bedeutung hat die individuelle Betreuung. Mit 
dem 5. Strafrechtsänderungsgesetz wurde nicht zuletzt auch 
auf Grund dieser Erfahrungen der Ausnahmecharakter der 
Einzelbürgschaft aufgehoben. Gemäß § 31 Abs. 1 und 2 StGB 
besteht diese Form nunmehr gleichberechtigt neben der Kol­
lektivbürgschaft.

Die erforderlichen angemessenen Arbeitsbedingungen und 
-beziehungen sind durch entsprechende medizinische und so­
ziale Maßnahmen zu ergänzen. In einigen Fällen ist sogar 
das Gesundheitswesen allein zuständig.

Um die kriminologischen Erkenntnisse für das Strafrecht 
zu aktualisieren, ist in Betracht zu ziehen, daß die gerade 
bei Rückfalltätern erkennbaren Integrationsstörungen nur 
durch eine in alle Lebensbereiche des Täters reichende Er­
ziehungsarbeit überwunden werden können. Dabei sind dem 
Strafrecht wegen der Realisierung des Tat-Schuld-Prinzips 
und des Charakters der Strafmaßnahmen Grenzen gesetzt. 
Andererseits gibt es gerade für diesen Täterkreis eine Reihe 
von Möglichkeiten, auch mit strafrechtlichen Mitteln in die 
Richtung einer positiven Verhaltensänderung zu wirken/1 Die 
mit dem 5. Strafrechtsänderungsgesetz neugefaßte Rückfall­
regelung bewirkt, daß die Strafverschärfung wegen Rückfalls 
nur dann anzuwenden ist, wenn die objektiven und subjekti­
ven Umstände der erneuten Tat erkennen lassen, daß der 
Täter aus bisherigen Strafen keine Lehren gezogen hat und 
deshalb eine nachdrückliche Bestrafung erforderlich ist (§§ 44 
Abs. 1, 39 Abs. 2 StGB). Durch den Wegfall der bisherigen 
obligatorischen Anwendung der strafversäjärfenden Rückfall­
bestimmungen des § 44 Abs. 1 StGB und spezieller Rückfall­
bestimmungen des Besonderen Teils des StGB ist eine diffe­
renziertere Beurteilung der Rückfallstraftaten möglich/

Auch für Rückfalltäter sind bei weniger schwerwiegenden 
Straftaten alle Möglichkeiten der Anwendung einer Bewäh­
rungsverurteilung zu nutzen, um die mit einer Freiheitsstrafe 
verbundenen Nachteile zu vermeiden. Gerade bei diesen. Tä­
tern sollte eine bestehende soziale Bindung möglichst nicht 
abgebrochen und an entstandene-positive Entwicklungsbedin­
gungen nach vorangegangener Bestrafung angeknüpft werden. 
Die Möglichkeiten der Kollektive zur Erziehung dieser Straf­
rechtsverletzer und die Bereitschaft zur Übernahme einer 
Bürgschaft sind stärker zu nutzen, um die wegen ihrer Vor­
strafen den Strafvollzug gewohnten Straftäter in das gesell­
schaftliche Leben zu integrieren.

Werden bei der Strafzumessung die positiven Ansatz­
punkte für die Erziehung berücksichtigt, erhöht sich die 
Wirksamkeit der Strafe. Das hat sich bereits in der bisheri­
gen Rechtsprechung bestätigt. Das Oberste Gericht hat deshalb 
immer wieder auf die richtige Differenzierung orientiert und 
sich bei hartnäckigen Rückfalltätern für die konsequente An­
wendung der im Gesetz vorgesehenen strengen Maßnahmen

ausgesprochen.4 5 6 Bei weniger schwerwiegenden Straftaten hin­
gegen, bei denen die Rückfalltäter Fortschritte in ihrer Le­
bensführung erkennen lassen und sich bereits im Prozeß der 
Überwindung ihrer gesellschaftsschädigenden Lebensweise 
befinden, wurden in der Vergangenheit auch Strafen ohne 
Freiheitsentzug angewendet.7

Die Umsetzung kriminologischer Erkenntnisse ins Straf­
recht schließt die Forderung nach Erhöhung der Subjektrolle 
des Täters ein. Von der Besonderheit der Person integra­
tionsgestörter Täter, der ihren Straftaten zugrunde liegenden 
Ursachen und Bedingungen und unserem derzeitigen System 
der Maßnahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit aus­
gehend, entspricht die Verurteilung auf Bewährung bei einer 
tat- und täterbezogenen Ausgestaltung diesem Anliegen am 
besten. Sie soll den Täter zur eigenen Bewährung und Wie­
dergutmachung anhalten, damit er künftig nicht mehr straf­
fällig wird. Möglichkeiten für die Erhöhung der Subjektrolle 
des auf Bewährung Verurteilten zeichnen sich gegenwärtig 
entsprechend dem Stand der Aufdeckung der Ursachen und 
Bedingungen in mehrfacher Hinsicht ab. Im Vordergrund 
steht dabei die inhaltliche Ausgestaltung der Verpflichtung 
zur Bewährung am Arbeitsplatz. Geeignete Arbeitsbedingun­
gen, -beziehungen und -inhalte und die individuelle Gestal­
tung des Bewährungsprozesses unter Berücksichtigung terri­
torialer Möglichkeiten sind Grundvoraussetzungen für die 
Entwicklung von Aktivitäten der Täter zur Umgestaltung 
ihrer Lebensumstände.8

Zur weiteren Vervollkommnung einer zielgerichteten Lei­
tung der Wiedereingliederung in den örtlichen Staatsorganen, 
Betrieben und Genossenschaften ist die Erkenntnis umzuset­
zen, daß eine Reihe von Ursachen und Bedingungen im so­
zialen und persönlichen Bereich des Täterkreises angesiedelt 
ist. So ist z. B. in einigen Fällen die Einbeziehung der Or­
gane der Jugendhilfe in die Gestaltung des Bewährungs­
prozesses erforderlich. Auch die Verpflichtung zur Bericht­
erstattung vor einem bestimmten staatlichen Organ gemäß 
§ 33 Abs. 4 Ziff. 7 StGB sollte in geeigneten Fällen stärker 
angewendet werden.

Für psychisch Auffällige (insbesondere Alkoholabhängige) 
gilt es, alle Möglichkeiten des Gesundheitswesens zur wirk­
samen Gestaltung des Bewährungsprozesses zu nutzen. Die 
Verpflichtung, sich einer fachärztlichen Behandlung zu unter­
ziehen (§ 33 Abs. 4 Ziff. 6 StGB), ist z. B. stärker bei denjeni­
gen Tätern anzuwenden, die sich im Anfangsstadium des Al­
koholmißbrauchs befinden. Gegenwärtig wird diese Ver­
pflichtung jedoch oft erst bei erheblich ausgeprägter Alkohpl- 
abhängigkeit angewendet, so daß sie wegen der subjektiven 
Besonderheiten dieser Täter unter den gegenwärtigen Bedin­
gungen nur begrenzt wirksam werden kann.
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